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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
 
1. des Herrn  
2. des Herrn  
   beide wohnhaft:  

 
Beschwerdeführer, 

 
 
gegen   den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 2. April 2025 – 10 A 164/24 – 
 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 5. Mai 2026 

 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Verfassungsbeschwerde, mit der sich die Beschwerdeführer gegen die Ableh-

nung ihres Antrags auf Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht 

wenden, wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 VerfGHG durch die 

Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist. 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde genügt nicht den sich aus § 18 Abs. 1 Satz 2 

Halbs. 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 VerfGHG ergebenden Begründungsanfor-

derungen. 

 

a) Eine Verfassungsbeschwerde bedarf einer substantiierten Begründung, die sich 

nicht lediglich in der Nennung des verletzten Rechts und in der Bezeichnung der 

angegriffenen Maßnahme erschöpfen darf. Vielmehr muss die Begründung formale 

und inhaltliche Anforderungen erfüllen. Erforderlich ist in formaler Hinsicht ein Vor-

trag, der dem Verfassungsgerichtshof eine umfassende Sachprüfung ohne weitere 

Nachforschungen etwa durch Beiziehung von Akten des Ausgangsverfahrens er-

möglicht. Hierzu muss der Beschwerdeführer den Sachverhalt, aus dem er die 

Grundrechtsverletzung ableitet, sowohl aus sich heraus verständlich als auch hin-

sichtlich der für die gerügte Grundrechtsverletzung erheblichen Umstände voll-

ständig wiedergeben. Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Ent-

scheidungen sowie die weiteren in Bezug genommenen Unterlagen wie Schriftsät-

ze und Rechtsschutzanträge müssen entweder selbst vorgelegt oder zumindest 

ihrem wesentlichen Inhalt nach mitgeteilt werden. Inhaltlich muss ein Beschwerde-

führer für eine ordnungsgemäße Begründung substantiiert darlegen, dass die von 

ihm behauptete Verletzung eines Grundrechts oder grundrechtsgleichen Rechts 

möglich ist. In einer Verfassungsbeschwerde gegen eine gerichtliche Entscheidung 

muss er sich dafür hinreichend mit der Begründung der angefochtenen gerichtli-

chen Entscheidung und den für den behaupteten Grundrechtsverstoß geltenden 

verfassungsrechtlichen Maßstäben auseinandersetzen. Insoweit erfordert es eine 
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ins Einzelne gehende, argumentative Auseinandersetzung mit den Gründen der 

angefochtenen Entscheidung auf der Ebene des Verfassungsrechts am Maßstab 

der als verletzt gerügten grundrechtlichen Positionen (st. Rspr., vgl. zum Ganzen 

VerfGH NRW, Beschluss vom 10. Dezember 2025 – VerfGH 97/25.VB-1 u. a.,  

juris, Rn. 2, m. w. N.). 

 

b) Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Soweit 

die Beschwerdeführer nicht lediglich wiederholt verfassungsrechtliche Maßstäbe 

vortragen, allgemein eine verfassungs- und auch sonst rechtswidrige Behandlung 

ihres baurechtlichen Antrags- und nachfolgenden Rechtsschutzbegehrens bean-

standen oder bloße Fragen aufwerfen, sondern gezielte Rügen gegen die hier be-

schwerdegegenständliche Ablehnung ihres Antrags auf Zulassung der Berufung 

vorbringen, zeigt ihr Vorbringen die Möglichkeit einer Verletzung eines ihrer in der 

Landesverfassung enthaltenen Rechte nicht auf. Sie übergehen die vom Oberver-

waltungsgericht zugrunde gelegten einfachgesetzlichen Anforderungen an die 

fristgerechte Darlegung der Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, und 

setzen sich auch im Übrigen nicht hinreichend mit den maßgeblichen Erwägungen 

des angegriffenen Beschlusses bzw. des mit dem Antrag auf Zulassung der Beru-

fung angefochtenen Urteils auseinander. Überdies sind ihre Beanstandungen teil-

weise ohne eine – mangels hinreichender Bezugnahme vom Verfassungsgerichts-

hof nicht vorzunehmende – Auswertung der Anlagen bereits nicht hinreichend 

nachvollziehbar. 

 

2. Vor diesem Hintergrund kann offenbleiben, ob die Verfassungsbeschwerde auch 

deshalb insgesamt deshalb unzulässig ist, weil die Beschwerdeführer in mehrfa-

cher Hinsicht eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör aus Art. 4 

Abs. 1 LV i. V. m. Art. 103 Abs. 1 GG durch den Beschluss des Oberverwaltungs-

gerichts geltend machen, aber keine Anhörungsrüge eingelegt haben.  
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Wird mit der Verfassungsbeschwerde eine Verletzung des Anspruchs auf rechtli-

ches Gehör gerügt, so gehört eine Anhörungsrüge an das Fachgericht grundsätz-

lich zu dem Rechtsweg, von dessen Erschöpfung die Zulässigkeit der Verfas-

sungsbeschwerde gemäß § 54 VerfGHG abhängig ist. Wird sie nicht erhoben, ob-

wohl sie statthaft und nicht von vornherein aussichtslos ist, hat dies im Übrigen zur 

Folge, dass die Verfassungsbeschwerde insgesamt unzulässig ist, wenn sich die in 

der Verfassungsbeschwerde behauptete Gehörsverletzung – wie hier – auf den 

gesamten Streitgegenstand des fachgerichtlichen Verfahrens erstreckt (vgl. zum 

Ganzen VerfGH NRW, Beschluss vom 18. November 2025 – VerfGH 22/25.VB-1, 

juris, Rn. 7, m. w. N.). 

 

Ob ausgehend von dem insgesamt unsubstantiierten Beschwerdevorbringen an-

genommen werden könnte, dass eine Anhörungsrüge nicht offensichtlich aus-

sichtslos wäre, bedarf nach dem Vorstehenden keiner Entscheidung. 

 

3. Von einer weiteren Begründung wird abgesehen (vgl. § 58 Abs. 2 Satz 4       

VerfGHG). 

 
 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


